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Ergänzungsblätter zum Buch 
 

Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz 
2. Auflage 

 
Die Änderungen sind unterlegt. 

 
Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

BGBl. I Nr. 143/2024 (Art. 4 Dienstrechts-Novelle 2024; GP XXVII AB 2711) 
 
Art. I hat zu lauten: 
 

ARTIKEL I 
Anwendungsbereich 

 

 Dieses Bundesgesetz ist auf Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte sowie Richteramtsanwärterinnen und Richteramtsanwärter anzu-
wenden. 
 
Art. II hat zu lauten: 
 

ARTIKEL II 
Richterinnen und Richter 

 

 Richterinnen und Richter im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die gemäß 
Artikel 86 Abs. 1 und die für den Bereich des Bundes gemäß Artikel 134 Abs. 7 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ernannten Orga-
ne. 
 
 
§ 46a Abs. 2, Abs. 4, Abs. 7, Abs. 8 und Abs. 9 haben zu lauten: 
 

 (2) Wählbar sind alle Richterinnen und Richter des Oberlandesgerichtsspren-
gels, die in die bei den Personalsenatswahlen verwendeten Listen der wählbaren 
Richterinnen und Richter eingetragen sind. 
 

 (4) Gewählt sind die Richterinnen und Richter mit den drei höchsten Punkte-
zahlen. Die sechs Richterinnen und Richter mit den nächstniedrigeren Punktezah-
len sind als Ersatzmitglieder gewählt. 
 

 (7) Nimmt ein Wahlmitglied die Wahl zum Außensenatsmitglied (Außensenats-
ersatzmitglied) nicht an, gilt die Richterin oder der Richter mit der nächstniedrige-
ren Punkteanzahl - vorbehaltlich des Abs. 5 - als gewählt. 
 

 (8) Das Ergebnis der Wahl ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Obers-
ten Gerichtshofes und dem Bundesministerium für Justiz bekanntzugeben. 
 

 (9) § 46 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass jede wählbare Richterin oder 
jeder wählbare Richter anfechtungsberechtigt ist. Über die Anfechtung der Wahl 
entscheidet der Personalsenat des Obersten Gerichtshofes. 
 
 
§ 46b Abs. 2 und Abs. 3 haben zu lauten: 
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 (2) Wählbar sind alle Richterinnen und Richter des Obersten Gerichtshofes 
und der Oberlandesgerichte, die in die bei den Personalsenatswahlen verwende-
ten Listen der wählbaren Richterinnen und Richter eingetragen sind. 
 

 (3) Gewählt sind die Richterinnen und Richter mit den fünf höchsten Punkte-
zahlen. Die zehn Richterinnen und Richter mit den nächstniedrigeren Punktezah-
len sind als Ersatzmitglieder gewählt. 
 
§ 57 Abs. 1 bis 4 haben zu lauten: 
 

 § 57. (1) Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sind der Republik Österreich zur Treue verpflichtet und haben die in der Republik 
Österreich geltende Rechtsordnung unverbrüchlich zu beachten. Sie haben sich 
mit voller Kraft und allem Eifer dem Dienst zu widmen, sich fortzubilden, die 
Pflichten ihres Amtes gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen 
und die ihnen übertragenen Amtsgeschäfte so rasch wie möglich zu erledigen. 
 

 (2) Befinden sich Richterinnen und Richter nicht in Ausübung ihres oder sei-
nes richterlichen Amtes oder sind Richterinnen und Richter und Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte nicht sonst in Besorgung der übertragenen Amtsgeschäfte 
weisungsfrei gestellt, haben sie den dienstlichen Anordnungen ihrer Vorgesetzten 
Folge zu leisten und dabei die ihnen anvertrauten Interessen des Dienstes nach 
bestem Wissen und Können wahrzunehmen. 
 

 (2a) Richterinnen und Richtern und Staatsanwältinnen und Staatsanwälten ist 
es im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit verboten, andere aus Gründen des Ge-
schlechts – insbesondere unter Bedachtnahme auf den Personenstand und die 
Elternschaft –, der ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Weltanschauung, Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Orientierung zu diskriminieren. 
 

 (3) Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte haben 
sich im und außer Dienst so zu verhalten, dass das Vertrauen in die Rechtspflege 
sowie das Ansehen ihrer Berufsstände nicht gefährdet wird. Dabei haben die Be-
diensteten insbesondere tatsächliche und vermeintliche Interessenkonflikte zu 
vermeiden, soweit dies zumutbar ist. Ein solcher Interessenkonflikt liegt vor, wenn 
die oder der Bedienstete aufgrund von bestehenden persönlichen Interessen ihre 
oder seine Aufgaben nicht in voller Unvoreingenommenheit, Unparteilichkeit und 
Objektivität wahrnehmen kann (tatsächlicher Interessenkonflikt) oder ein solcher 
Anschein erweckt werden könnte (vermeintlicher Interessenkonflikt). 
 

 (4) Auch im Ruhestand haben Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte das Standesansehen angemessen zu wahren. 
 
§ 58b hat zu lauten: 
 

 § 58b. Die Richterin oder der Richter sowie die Staatsanwältin oder der Staats-
anwalt, die oder der im guten Glauben den begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 
1 des Gesetzes über das Bundesamt zur Korruptionsprävention und Korruptions-
bekämpfung – BAK-G, BGBl. I Nr. 72/2009, genannten strafbaren Handlung oder 
einen Hinweis gemäß dem HinweisgeberInnenschutzgesetz – HSchG, BGBl. I Nr. 
6/2023, gibt, darf durch die Vertreterin oder den Vertreter des Dienstgebers als 
Reaktion auf eine solche Meldung oder Hinweisgebung nicht benachteiligt wer-
den. Dasselbe gilt, wenn die Richterin oder der Richter sowie die Staatsanwältin 
oder der Staatsanwalt von ihrem oder seinem Melderecht gemäß § 5 Abs. 3 BAK-G 
oder von ihrem oder seinem Recht auf Hinweisgebung gemäß § 6 HSchG an die 
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gemäß § 12 HSchG zuständige interne Stelle oder an die gemäß § 15 Abs. 1 und 3 
HSchG zuständige externe Stelle oder gemäß § 14 Abs. 2 HSchG Gebrauch macht. 
Das 4. Hauptstück des HSchG ist sinngemäß auf Personen im Zusammenhang mit 
Meldungen oder Hinweisgebungen nach diesem Paragraphen anzuwenden.“ 
 
§ 64 hat zu lauten: 
 

 § 64. (1) Wird der Richterin oder dem Richter in Ausübung ihres oder seines 
Dienstes der begründete Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gericht-
lich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der Dienststelle be-
trifft, der sie oder er angehört, so hat sie oder er dies unverzüglich der Leiterin 
oder dem Leiter der Dienststelle zu melden, sofern nicht gemäß den jeweiligen 
verfahrensrechtlichen Vorschriften vorzugehen ist. 
 

 (2) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 1 besteht, wenn die Meldung eine 
amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen 
Vertrauensverhältnisses bedarf. 
  
 (3) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle kann aus 

1. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder 
2. in der amtlichen Tätigkeit selbst 

gelegenen Gründen abweichend von Abs. 2 eine Meldepflicht verfügen, sofern 
dadurch nicht in die richterliche Unabhängigkeit eingegriffen wird. 
 

 (4) Die Meldepflicht gemäß Abs. 1 gilt als erfüllt, wenn durch die Richterin oder 
den Richter eine Meldung oder Hinweisgebung gemäß § 58b erfolgt ist. 
 

 (5) Ist eine Dienstverhinderung der Richterin oder des Richters ganz oder teil-
weise auf das Einwirken Dritter zurückzuführen, hat die Richterin oder der Richter 
dies unverzüglich ihrer oder seiner Dienstbehörde zu melden. Auf Verlangen der 
Dienstbehörde hat sie oder er sämtliche für die Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen erforderlichen Daten und Beweismittel bekannt zu geben. 
 

 (6) Ungeachtet sonstiger bundesgesetzlich festgelegter Meldepflichten hat die 
Richterin oder der Richter ihrer oder seiner Dienstbehörde zu melden: 

1. Namensänderung, 
2. Standesveränderung, 
3. jede Veränderung ihrer oder seiner Staatsbürgerschaft oder Staatsangehö-

rigkeit(en), 
4. Verlust des Amtskleids, des Dienstausweises und sonstiger Sachbehelfe, 
5. Besitz eines Bescheids nach § 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderteneinstel-

lungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970. 
 
§ 72 Abs. 3 und Abs. 5 Z 1 haben zu lauten: 
 

 (3) Das in Abs. 1 und § 72a ausgedrückte Urlaubsausmaß ändert sich entspre-
chend, wenn die Auslastung einer Richterin oder eines Richters gemäß §§ 75d 
Abs. 3, 75e, 75g, 76a, 76b, 76e, 76f oder aufgrund einer Teilauslastung nach dem 
MSchG oder nach dem VKG ermäßigt ist. 
 

 (5) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten 
1. eines Karenzurlaubs, einer Außerdienststellung oder einer Dienstfreistel-

lung gemäß § 75d Abs. 1 oder 2, § 75e Abs. 1 Z 2 oder § 75h, 
 
 
§ 75g Abs. 6 hat zu lauten: 
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 (6) Einer Richterin oder einem Richter, der oder dem eine Herabsetzung der 
Auslastung nach Abs. 1 gewährt wurde, gebührt der Monatsbezug in jenem Aus-
maß, das der Richterin oder dem Richter bei Anwendung des § 13c GehG gebüh-
ren würde, mindestens jedoch im tatsächlichen Beschäftigungsausmaß. 
 
§ 75h wurde eingefügt: 
 

Dienstfreistellung zur Begleitung von Kindern bei Rehabilitationsaufenthalt 
 

 § 75h. (1) Die Richterin oder der Richter, deren oder dessen Kind, Wahl- oder 
Pflegekind oder leibliches Kind der Ehegattin bzw. des Ehegatten oder der einge-
tragenen Partnerin bzw. des eingetragenen Partners oder der Lebensgefährtin 
bzw. des Lebensgefährten, welches das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
und dem vom zuständigen Träger der Sozialversicherung oder vom Land im Rah-
men der Behindertenhilfe ein stationärer Aufenthalt im Rahmen einer Rehabilitati-
onseinrichtung bewilligt wurde, hat für höchstens vier Wochen pro Kalenderjahr 
zum Zweck der notwendigen Begleitung des Kindes Anspruch auf Dienstfreistel-
lung gegen Entfall der Bezüge. 
 

 (2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Dienstfreistellung durch beide 
Elternteile ist nicht zulässig, es sei denn, dass die Teilnahme beider Elternteile 
therapeutisch notwendig ist. Im Fall der gleichzeitigen Inanspruchnahme der 
Dienstfreistellung darf deren Dauer insgesamt höchstens vier Wochen betragen. 
Die Dienstfreistellung kann zwischen den Betreuungspersonen geteilt werden, 
wobei ein Teil mindestens eine Woche zu betragen hat. Die Inanspruchnahme 
einer Pflegefreistellung nach § 75c im Zusammenhang mit einer Dienstfreistellung 
nach Abs. 1 ist für diesen Anlassfall nicht zulässig. 
 

 (3) Die Richterin oder der Richter, die oder der eine Dienstfreistellung gemäß 
Abs. 1 in Anspruch nehmen will, hat die Bewilligung der Rehabilitation durch den 
Träger der Sozialversicherung oder das Land spätestens eine Woche nach deren 
Zugang der Dienstbehörde unter Bekanntgabe des Beginns und der Dauer der 
Rehabilitation vorzulegen. 
 
§ 76d Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 haben zu lauten: 
 

 § 76d. (1) Der Monatsbezug und die Aufwandsentschädigung des Richters 
nach den §§ 68c oder 170a gebühren im aliquoten Ausmaß, wenn 

1. seine Auslastung nach den §§ 75e, 75g Abs. 2, 76a, 76b, 76e oder 76f her-
abgesetzt worden ist oder 

 

 (2) Für den Zeitraum der Herabsetzung der Auslastung oder der Teilauslastung 
umfaßt die Bemessungsgrundlage des Pensionsbeitrages nach § 22 des Gehalts-
gesetzes 1956 die nach Abs. 1 aliquotierten Bezüge, für den Zeitraum der gänzli-
chen Dienstfreistellung nach § 75e Abs. 1 Z 2 oder einer Dienstfreistellung nach 
§ 75h ist kein Pensionsbeitrag zu leisten. 
 
§ 76j Abs. 2 hat zu lauten: 
 

 (2) Die oder der Bedienstete, darf als Reaktion auf eine angestrebte Durchset-
zung eines der in Abs. 1 aufgezählten Rechte nicht benachteiligt werden. Dasselbe 
gilt für das Recht auf Zurverfügungstellung von Informationen zum Dienstverhält-
nis gemäß Art. VIII und die gebührenden Bezüge. 
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§ 206 wurde eingefügt: 
 

5. Teil 
Sonderbestimmungen für Richterinnen und Richter des Bundesverwaltungs-

gerichts, des Bundesfinanzgerichts und des Verwaltungsgerichtshofs 
 

Bestimmungen für Richterinnen und Richter des Verwaltungsgerichtshofs 
 

 § 206. Auf die Richterinnen und Richter des Verwaltungsgerichtshofes sind die 
in § 7 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985, BGBl. Nr. 10, angeführten Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass in den 
§§ 65, 66 und 168 die Worte „des Obersten Gerichtshofes“ durch die Worte „des 
Verwaltungsgerichtshofes“ ersetzt werden. 
 
§ 207 Überschrift und Abs. 4 haben zu lauten: 
 

Ernennung der Richterinnen und Richter des 
 Bundesverwaltungs- und Bundesfinanzgerichts 

 

 (4) Spätere Ernennungen gemäß § 25 Abs. 1 und § 174 Abs. 1 können bei Vor-
liegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 und Z 2 erfolgen, wenn die Richterin 
oder der Richter des Bundesverwaltungs- oder des Bundesfinanzgerichtes, eines 
Landesverwaltungsgerichtes oder des Verwaltungsgerichtshofes eine tatsächliche 
Dienstzeit von fünf Jahren als Richterin oder Richter zurückgelegt hat. Die in § 72 
Abs. 5 angeführten Zeiten sind nicht einzurechnen. 
 
§ 212 Abs. 81 wurde angefügt: 

 

 (81) Art. I samt Überschrift, Art. II samt Überschrift, § 46a Abs. 2, 4, 7, 8 und 9, 
§ 46b Abs. 2 und 3, § 57 Abs. 1 bis 4, § 58b, § 64 samt Überschrift, § 72 Abs. 3, § 72 
Abs. 5 Z 1, § 75g Abs. 6, § 75h samt Überschrift, § 76d Abs. 1 Z 1, § 76d Abs. 2, 
§ 76j Abs. 2, die Überschrift des 5. Teils, § 206 samt Überschrift, die Überschrift 
des § 207 und § 207 Abs. 4 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2024, BGBl. I 
Nr. 143/2024, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
 


